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I. GEGENSTAND DER PLANUNG 

1. Veranlassung und Erforderlichkeit 
Die Gemeinde Wustermark ist eine der am stärksten wachsenden Gemeinden im Landkreis Havelland. 
Diese Entwicklung hat Auswirkungen auf die Infrastrukturen in der Gemeinde, die zur Sicherung der 
Daseinsvorsorge dienen. Ein dringender Anpassungsbedarf zeigt sich bei der Ausstattung der Freiwilli-
gen Feuerwehr in Elstal. Der bestehende Standort der Freiwilligen Feuerwehr in der Eisenbahnersied-
lung entspricht nicht mehr den aktuellen Ansprüchen der schnell wachsenden Gemeinde. Das Geräte-
haus und das Grundstück erfüllen gemäß DIN 184092 und UVV (GUV-I8554) nicht mehr die aktuellen 
Anforderungen. Im Rahmen der Erarbeitung eines Abwehrbedarfsplans wurden eine Reihe von Män-
geln festgestellt, die am Standort mangels Entwicklungsmöglichkeiten nicht behoben werden können. 
Das sehr dynamische Wachstum der Gemeinde Wustermark und des Ortsteils Elstal im Speziellen und 
die damit steigende Zahl der Einsätze der Feuerwehr, erhöht den Druck, einen neuen bedarfsgerechten 
Standort zu entwickeln und dafür kurzfristig die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. 

Die Gemeinde Wustermark beabsichtigt deshalb die Errichtung einer neuen Feuerwache im Nordwes-
ten des Ortsteils Elstal. Der im Rahmen einer Prüfung der Potenzialflächen ausgemachte Standort der 
geplanten Feuerwache ist über das innerörtliche Straßennetz und die nahe gelegene Auffahrt zur Bun-
desstraße B5 verkehrlich sehr gut angebunden.  

Da für den circa 12.550 m2 großen Geltungsbereich kein Bebauungsplan besteht, ist die Zulässigkeit 
des Vorhabens nach § 35 BauGB zu beurteilen, da sich das Vorhaben im Außenbereich befindet. Nach 
§ 35 BauGB ist das Vorhaben als nicht-privilegiertes Vorhaben im Außenbereich nicht zulässig. Zur 
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Zulässigkeit des Vorhabens ist demnach 
die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich.  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Wustermark stellt das Plangebiet als Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung „Sportplatz“ dar. Die beabsichtigten Festsetzungen des vorliegenden Bebau-
ungsplans sind demnach nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelbar. Folglich 
bedarf es parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans einer Änderung des Flächennutzungsplans. Der 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ und die parallele Ände-
rung des Flächennutzungsplans (Beschlussvorlage Drucksache Nr. 31/2023) wurde am 28.02.2023 ge-
fasst. 

Der Bebauungsplan ist im Standardverfahren mit Umweltprüfung aufzustellen. 
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2. Ausgangssituation 

2.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 
Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Elstal der Gemeinde Wustermark. Es wird Richtung Westen 
durch die Bahnhofstraße und Richtung Norden, Osten und Süden durch weitestgehend ungenutzte 
und durch Ruderalvegetation geprägte Flächen abgegrenzt. Circa 200 Meter östlich des Plangebiets 
befindet sich die Eisenbahnersiedlung Elstal, im Süden ist das Gewerbegebiet Elstal mit u.a. dem De-
signer Outlet Berlin gelegen. Nordöstlich des Plangebiets befindet sich das Gelände des Bahnhofs und 
Rangierbahnhofs Elstal an der Bahnstrecke Berlin-Hannover. 

Abbildung 1: Luftbild des Plangebiets und der Umgebung 

 
Quelle: Geoportal Brandenburg; bearbeitet 

Der räumliche Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplans E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ 
umfasst eine Fläche von ca. 12.550 m² und umfasst Teilflächen der Flurstücke 19 und 39 der Flur 1 der 
Gemarkung Elstal. Das Plangebiet befindet sich in einem halbintegrierten Standort im Ortsteil Elstal in 
dessen unmittelbarer Umgebung keine schutzwürdige weitere Nutzung vorhanden ist. Auch ist der 
Standort durch die Bahnhofstraße, den Dyrotzer Ring und die Nähe zur B5 optimal verkehrlich ange-
bunden. 
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Abbildung 2: Lage des räumlichen Geltungsbereichs im Ortsteil Elstal 

 
Quelle: Digitale Topographische Karte 1:10.000, © GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2-0; bearbeitet. Ohne Maßstab. 

2.2 Eigentumsverhältnisse 
Die beiden Flurstücke im Plangebiet des Bebauungsplans befinden sich im Eigentum der Gemeinde 
Wustermark. 

2.3 Bebauung und Nutzung 
Aktuell befinden sich im Plangebiet keine baulichen Anlagen. Eine regelmäßige Nutzung des Plange-
biets ist – abgesehen vom unbefestigten Fußweg entlang der Bahnhofstraße – nicht gegeben. Statt-
dessen weist es die Eigenschaften einer Sukzessionsfläche auf. 

Abbildung 3: Foto des Plangebiets (westlich an der 
Bahnhofstraße mit Blick Richtung Norden) 

 
Quelle: eigene Aufnahme vom 24.05.2023 

 Abbildung 4: Foto des Plangebiets (westlich an der 
Bahnhofstraße mit Blick Richtung Süden) 

 
Quelle: eigene Aufnahme vom 24.05.2023 
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2.4 Denkmalschutz 
Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Bau- oder Bodendenkmäler. Die östlich des Plangebiets 
gelegene Eisenbahnersiedlung ist als Denkmalbereich geschützt (Nummer 09150048 des Brandenbur-
gischen Landesamts für Denkmalpflege). Eine Beeinträchtigung durch die geplanten Festsetzungen des 
Bebauungsplans ist nicht zu erwarten. 

2.5 Erschließung 

2.5.1 Motorisierter Individualverkehr 

Das Plangebiet ist sehr gut über das örtliche und überörtliche Straßennetz erschlossen und eignet sich 
deswegen hervorragend für die geplanten Nutzungen Feuer- und Rettungswache. Die örtlichen Haupt-
straßen Nauener Straße, Bahnhofstraße und Hauptstraße verlaufen in einem Bogen um den Siedlungs-
kern des Ortsteils Elstal. Diese Straßen sind über die beiden Anschlussstellen „Elstal Olympisches Dorf“ 
und „Elstal/Priort/Wustermark“ an die Bundesstraße 5 angeschlossen. Die B 5 ist über den Autobahn-
anschluss „Berlin-Spandau“ an den westlichen Berliner Ring A 10 angebunden. 

Das Plangebiet wird von Westen unmittelbar von der Bahnhofstraße erschlossen. Südlich befindet sich 
in mittelbarer Entfernung der Dyrotzer Ring und die Maulbeerallee. 

Die Bahnhofstraße verfügt nicht über Parkplätze am Straßenrand. Parkplätze befinden sich am Dyrot-
zer Ring. 

2.5.2 Öffentlicher Personennahverkehr 

Im Plangebiet verkehrt kein ÖPNV. Die nächste Bushaltestelle ist in etwa 300 Meter Entfernung die 
Haltestelle „Elstal, Schulzentrum“ und befindet sich an der Ecke Maulbeerallee/Lindenstraße. Dort ver-
kehren die Buslinien 662 und 663. 

In ca. 1 Kilometer Entfernung liegt der Bahnhof Elstal. Hier halten die Regionalbahnen RB4 (Rathenow 
– Berlin Hbf – Jüterbog) und RB13 (Wustermark – Berlin-Jungfernheide). Der Bahnhof kann mit der 
Buslinie 662 erreicht werden. 

2.5.3 Fuß- und Radverkehr 

Die Bahnhofstraße verfügt im Bereich des Plangebiets über einen unbefestigten Fußweg. Ein befestig-
ter Fußweg schließt ab der Höhe Lindenstraße an. 

2.5.4 Technische Erschließung 

Im weiteren Verfahren ist zu prüfen, ob die Errichtung eines Abwasserpumpwerks erforderlich und im 
Bebauungsplan festzusetzen ist. 
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3. Planerische Ausgangssituation 

3.1 Landesplanung 
Für den Bebauungsplan ergeben sich die Erfordernisse der Raumordnung insbesondere aus: 

• dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. I S. 235) und 
• der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP 

HR) vom 13.05.2019 (GVBI. II/2019, Nr. 35) 

Das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) bildet den übergeordneten Rahmen der gemein-
samen Landesplanung für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. Im LEPro 2007 sind die polyzent-
rale und nachhaltige Entwicklung der Hauptstadtregion verankert. Das LEPro enthält raumordnerische 
Grundsätze zur zentralörtlichen Gliederung, zu einer nachhaltigen Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrs-
entwicklung und zur Entwicklung der Kulturlandschaft. Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion 
Berlin-Brandenburg (LEP HR) definiert den raumordnerischen Rahmen für die räumliche Entwicklung 
in der Hauptstadtregion. 

Der Grundsatz § 5 Abs. 2 des LEPro 2007 besagt: „Die Innenentwicklung soll Vorrang vor der Außen-
entwicklung haben. Dabei sollen die Erhaltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes in vorhan-
denen Siedlungsbereichen und die Reaktivierung von Siedlungsbrachflächen bei der Siedlungstätigkeit 
Priorität haben.“ Dieser Grundsatz wird auch als G 5.1 im LEP HR aufgegriffen, der besagt, dass „die 
Siedlungsentwicklung […] unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen innerhalb vorhandener 
Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur auf die Innenentwicklung 
konzentriert werden [soll].“ Neue Siedlungsflächen sind dem Ziel Z 5.2. entsprechend an vorhandene 
Siedlungsgebiete anzuschließen. Zwar befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplans pla-
nungsrechtlich im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB, aus landesplanerischer Sicht ist die beab-
sichtigte Entwicklung als Innenentwicklung im Sinne der Landesplanung zu bewerten. Deutlich wird 
dies über die Festlegungskarte des LEP HR, in der das Plangebiet als Siedlungsbereich dargestellt wird. 

Weitere für die Planung relevante Ziele und Grundsätze sind dem LEPro und dem LEP HR nicht zu ent-
nehmen. Im LEP HR wirkt die Ausstattung mit öffentlichen Einrichtungen – und darunter fallen Berufs-
feuerwehren bzw. Feuerwehren mit hauptamtlichen Kräften – auf die Bewertung der Versorgungs-
zentralität von Orten. Die Einheit Elstal der freiwilligen Feuerwehr Wustermark verfügt nicht über 
hauptamtliche Kräfte und wirkt sich dementsprechend nicht auf diese Bewertung aus. Im LEP HR und 
im LEPro 2007 werden keine Festlegungen zur Versorgung mit freiwilligen Feuerwehren oder Rettungs-
wachen getroffen. 

Die Planung steht den Grundsätzen und Zielen der Raumordnung nicht entgegen. 

3.2 Regionalplan 
Der Regionalen Planungsgemeinschaft „Havelland-Fläming“ obliegt die Aufstellung, Fortschreibung, 
Änderung und Ergänzung des Regionalplans als übergeordnete und zusammenfassende Landespla-
nung im Gebiet der Region. Der Regionalplan „Havelland-Fläming 2020“ aus dem Jahr 2012 wurde am 
05.07.2018 durch das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg für unwirksam erklärt. 

Die Aufstellung des Regionalplans „Havelland-Fläming 3.0“ wurde am 27.07.2019 durch die Regional-
versammlung Havelland-Fläming beschlossen. Im aufzustellenden Plan sollen u.a. Festlegungen zur 
Daseinsvorsorge und Siedlungsentwicklung getroffen werden. 2022 erfolgte das Beteiligungs- und Aus-
legungsverfahren des Entwurfs des Plans. Aktuell erfolgt die Auswertung der Stellungnahmen und die 
Erarbeitung eines zweiten Planentwurfs, zu dem erneut Stellungnahmen abgegeben werden können.  

Im Entwurf des Regionalplans sind keine Festlegungen geplant, die im Konflikt mit den geplanten Fest-
setzungen dieses Bebauungsplans stehen.  
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3.3 Geltendes Baurecht 
Für das Plangebiet besteht kein verbindliches Baurecht. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich ak-
tuell nach § 35 BauGB. Das Plangebiet befindet sich gemäß der Satzung über die Festlegung des im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils Elstal gemäß § 34 Abs. 4, Nr. 1 und Nr. 3 BauGB nicht im planungs-
rechtlichen Innenbereich. Angesichts des nicht gegebenen baulichen Zusammenhangs ist das Plange-
biet dem Außenbereich zuzuordnen. Als nicht-privilegiertes Vorhaben ist die geplante Feuerwache im 
Außenbereich unzulässig und dementsprechend ist die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 

3.4 Flächennutzungsplan 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Wustermark vom 19. Juli 2006 stellt den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ dar. 
Eine Entwicklung der beabsichtigten Nutzung aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans ist 
nicht möglich, weshalb der FNP nach § 8 Abs. 3 BauGB parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans 
geändert werden muss. 

Abbildung 5: Ausschnitt des wirksamen Flächennutzungsplans mit Geltungsbereich des Bebauungsplans 

 
Quelle: Gemeinde Wustermark; bearbeitet 

Im Rahmen der 5. Änderung des Flächennutzungsplans soll die Darstellung von „öffentliche Grünfläche 
mit der Zweckbestimmung Sportplatz“ in eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Feu-
erwehr“ geändert werden. Der Änderungsbereich geht über den Geltungsbereich dieses Bebauungs-
plans heraus und sieht eine angepasste Darstellung der gesamten Grünfläche sowie der nördlich an-
grenzenden Maßnahmenfläche vor (siehe Abbildung 6). 
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Abbildung 6: Ausschnitt des Vorentwurfs der 5. Änderung des Flächennutzungsplans 

 
Quelle: Gemeinde Wustermark 

3.5 Informelle Planungen der Gemeinde 
Das 2006 fertiggestellte integrierte Gemeindeentwicklungskonzept Wustermarks (INGEK) zeichnet bis 
zum Zieljahr 2020 eine konzeptionelle Gesamtperspektive für die Gemeinde Wustermark. Aufbauend 
auf eine Analyse verschiedener Themenfelder wurde ein Leitbild entwickelt und schließlich Entwick-
lungskonzepte in mehreren Handlungsfeldern ausgearbeitet.  

Das INGEK setzt als übergeordnete Leitziele u.a. die Sicherung der positiven Bevölkerungsentwicklung, 
den Ausbau Wustermarks als zentralen Logistikstandort, die Erhöhung der Versorgungsqualität und 
die Verbesserung des Images fest. Die vorliegende Planung steht mit der angestrebten generellen Auf-
wertung Wustermarks durch die verbesserte Sicherheit, die die neue Feuerwache und die Rettungs-
wache erzielen, im Einklang mit der Zielkonzeption des INGEK. Aktuell erfolgt eine Fortschreibung des 
INGEK. 
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II. PLANINHALT 

1. Ziele und Zwecke der Planung 
Ziel des Bebauungsplans ist die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen für die Errichtung ei-
ner Feuerwache sowie einer Rettungswache. Der bestehende Standort der Freiwilligen Feuerwehr in 
der Eisenbahnersiedlung entspricht nicht mehr den aktuellen Ansprüchen und Anforderungen der 
schnell wachsenden Gemeinde. Im Rahmen der Erarbeitung eines Abwehrbedarfsplans wurden eine 
Reihe von Mängeln am bestehenden Gebäude und Grundstück festgestellt, die mangels Entwicklungs-
möglichkeiten nicht am Standort behoben werden können. Die Gemeinde Wustermark beabsichtigt 
deshalb die Errichtung einer neuen Feuerwache im Nordwesten des Ortsteils Elstal. Der im Rahmen 
einer Prüfung der Potenzialflächen ausgemachte Standort der geplanten Feuerwache ist über das in-
nerörtliche Straßennetz und die nahe gelegene Auffahrt zur Bundesstraße B5 verkehrlich sehr gut an-
gebunden.  

Zugleich will die Gemeinde angrenzend an die Fläche für den neuen Feuerwehrstandort eine Vorhal-
tefläche für eine Rettungswache sichern. Die Gemeinde Wustermark kann lediglich eine Fläche mit der 
erforderlichen Größe vorhalten, da die Errichtung der Rettungswache der Zuständigkeit des Landkrei-
ses Havelland obliegt, die mittel- bis langfristig den Bau am Standort Elstal plant. 

Das Plangebiet ist dem Außenbereich zuzuordnen und die Zulässigkeit des Vorhabens nach § 35 BauGB 
zu beurteilen. Da das Vorhaben als nicht-privilegiertes Vorhaben im Außenbereich nicht zulässig ist, ist 
die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. 

2. Städtebauliches Konzept 
Nach der Ermittlung der Notwendigkeit eines neuen Standorts für die Feuerwehr im Ortsteil Elstal der 
Gemeinde Wustermark wurden Potenzialflächen für einen neuen Standort gegenübergestellt. Dabei 
wurde der vorliegende Standort als am geeignetsten bewertet. Die Fläche befindet sich im Eigentum 
der Gemeinde Wustermark und es bestehen keine planungsrechtlichen Bindungen, die der Entwick-
lung entgegenstehen.  

Im weiteren Verfahren wurden Flächenbedarfe für die Feuerwache und die Rettungswache ermittelt 
und ein erstes städtebauliches Grobkonzept entwickelt, das die Grundlage für den Aufstellungsbe-
schluss für den Bebauungsplan bildete. Im Ergebnis ist eine ca. 6.700 m² große Fläche für das Grund-
stück der Feuerwache und eine ca. 4.100 m² große Fläche für die Rettungswache ausgemacht.  

Das städtebauliche Konzept sieht für die Feuerwehr als bauliche Anlagen ein Sozialgebäude mit 
Übungsturm sowie eine Halle vor, die als Fahrzeughalle inklusive Erweiterungsoption, Waschhalle und 
Lager dienen soll. Dazu kommen außerhalb der Gebäude befestigte Außenflächen für Pkw-Stellplätze, 
Aufstellflächen für die Fahrzeuge vor der Halle sowie Übungsflächen hinzu. Im Konzept ist eine Eingrü-
nung der Feuerwache Richtung Süden vorgesehen. 

Für die Rettungswache sind eine Fahrzeughalle mit Sozialtrakt sowie befestigte Außenflächen für Pkw-
Stellplätze sowie Aufstellflächen vor der Fahrzeughalle vorgesehen. Das Grundstück der Rettungswa-
che soll Richtung Norden und Osten eingegrünt werden. 

Das städtebauliche Konzept stellt die Grundlage der beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungs-
plans dar. 
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3. Begründung der Festsetzungen des Bebauungsplanes 

3.1 Gemeinbedarf 
Im Plangebiet werden keine Baugebiete nach §§ 2-9 BauNVO festgesetzt, sondern ausschließlich Flä-
chen für den Gemeinbedarf nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Dabei wird im Süden des Geltungsbereichs 
eine ca. 6.700 m² große Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr“ festgesetzt. Die 
Festsetzung der Gemeinbedarfsfläche dient der geplanten Errichtung einer bedarfsgerechten Feuer-
wache für den Ortsteil Elstal durch die Gemeinde Wustermark, durch die eine langfristige Sicherstel-
lung des erforderlichen Brandschutzes gewährleistet werden soll. 

Nördlich angrenzend wird eine ca. 4.130 m² große Gemeinbedarfsfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
mit der Zweckbestimmung „Rettungswache“ festgesetzt. Die Festsetzung dient der Vorhaltung für eine 
durch den Landkreis Havelland mittel- bis langfristig geplanten Errichtung einer Rettungswache.  

3.2 Maß der baulichen Nutzung und überbaubare Grundstücksfläche 
Das Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird über die Festsetzung von zulässigen 
Grundflächen nach § 19 BauNVO sowie über die Anzahl der Vollgeschosse nach § 20 BauNVO geregelt. 

3.2.1 Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr“ 

Als zulässige Grundfläche (GR) wird für die Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ gem. § 19 BauNVO 
2.000 m² festgesetzt. Dabei wurde der bei einer Bedarfsermittlung ermittelte Flächenbedarf von ca. 
1.300 m² um ca. 50 % erhöht, um den Bebauungsplan im Fall eines höheren Flächenbedarfs nicht än-
dern zu müssen. Diese Flexibilität wird auch bei der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen 
zugrunde gelegt, die nahezu die gesamte Gemeinbedarfsfläche – abzgl. einer 2,0 Meter tiefen „Vor-
gartenzone“ an der Bahnhofstraße und einem 3,0 Meter tiefen Abstand zum geplanten Grundstück 
der Rettungswache im Norden, der Grünfläche im Osten und einer geplanten Maßnahmenfläche im 
Süden des Geltungsbereichs (siehe Kapitel 3.5) – umfasst. Die überbaubare Grundstücksfläche wird 
über Baugrenzen gem. § 23 BauNVO festgesetzt. 

Um die gemäß Bedarfsermittlung ermittelten und im städtebaulichen Konzept dargestellten befestig-
ten Außenflächen für Pkw-Stellplätze, Aufstellflächen für die Fahrzeuge vor der Halle sowie Übungs-
flächen planungsrechtlich zu sichern, wird im Bebauungsplan textlich festgesetzt, dass die zulässige 
Grundfläche von 2.000 m² durch untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem Nut-
zungszweck der Fläche dienen und ihrer Eigenart nicht widersprechen, bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,85 überschritten werden kann. Insgesamt ist dementsprechend eine Versiegelung von ca. 
5.700 m² auf der Gemeinbedarfsfläche zulässig. 

Textliche Festsetzung Nr. 1: 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Feuerwehr“ darf die zulässige Grund-
fläche durch die Grundfläche von untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem 
Nutzungszweck der Fläche dienen und ihrer Eigenart nicht widersprechen, bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,85 überschritten werden. 

Als Anzahl der zulässigen Vollgeschosse werden im Bebauungsplan gem. § 20 BauNVO 2 Vollgeschosse 
für die Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ festgesetzt. Damit können ein oder mehrere Gebäude er-
richtet werden, in denen alle erforderlichen Einrichtungen untergebracht werden können. 

Um den auf der Gemeinbedarfsfläche geplanten Rettungs- oder Übungsturm planungsrechtlich zu si-
chern, wird gem. § 16 Abs. 5 BauNVO textlich festgesetzt, dass dieser auf einer Grundfläche von max. 
50 m² mit einer Höhe bis 20,0 Meter grundsätzlich zulässig ist. 
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Textliche Festsetzung Nr. 3: 
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestim-
mung „Feuerwehr“ ist auf einer Grundfläche von 50 m² ein Rettungsturm mit einer maximalen 
Höhe von 20,0 Meter zulässig. Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe ist die angrenzende öf-
fentliche Straßenverkehrsfläche. 

3.2.2 Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Rettungswache“ 

Für die Gemeinbedarfsfläche „Rettungswache“ wird als zulässige Grundfläche gem. § 19 BauNVO 
800 m² festgesetzt. Analog zur Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ wurde der bei der Bedarfsermitt-
lung ermittelte Flächenbedarf von ca. 500 m² um ca. 50 % erhöht, um den Bebauungsplan im Fall eines 
höheren Flächenbedarfs durch die geplante Nutzung nicht ändern zu müssen. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden ebenfalls flexibel festgesetzt. Zur Bahnhofstraße wird 
eine 2,0 Meter tiefe „Vorgartenzone“ von der überbaubaren Grundstücksfläche ausgenommen und 
zur Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ ein 3,0 Meter tiefer Abstand festgesetzt. Im Norden und Osten 
der Rettungswache sind Maßnahmenflächen vorgesehen (siehe Kapitel 3.5), zu denen ein Abstand von 
3,0 Meter festgesetzt wird. Die überbaubare Grundstücksfläche wird über Baugrenzen gem. § 23 
BauNVO festgesetzt. 

Um die gemäß Bedarfsermittlung ermittelten und im städtebaulichen Konzept dargestellten befestig-
ten Außenflächen für Pkw-Stellplätze sowie Aufstellflächen vor der geplanten Fahrzeughalle planungs-
rechtlich zu sichern, wird im Bebauungsplan textlich festgesetzt, dass die zulässige Grundfläche von 
800 m² durch untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der Fläche 
dienen und ihrer Eigenart nicht widersprechen, bis zu einer Grundflächenzahl von 0,4 überschritten 
werden kann. Insgesamt ist dementsprechend eine Versiegelung von ca. 1.650 m² auf der Gemeinbe-
darfsfläche zulässig. 

Textliche Festsetzung Nr. 2: 
Auf der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Rettungswache“ darf die zulässige 
Grundfläche durch die Grundfläche von untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen, die 
dem Nutzungszweck der Fläche dienen und ihrer Eigenart nicht widersprechen, bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,4 überschritten werden. 

Als Anzahl der zulässigen Vollgeschosse werden im Bebauungsplan gem. § 20 BauNVO 2 Vollgeschosse 
für die Gemeinbedarfsfläche „Rettungswache“ festgesetzt. Damit können ein oder mehrere Gebäude 
errichtet werden, in denen alle erforderlichen Einrichtungen untergebracht werden können.  

3.3 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 
Zur Sicherung der Erschließung wird ein Teil der Bahnhofstraße in den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans aufgenommen und als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Die Einteilung der 
Straßenverkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzung des Bebauungsplans. Eine klarstellende 
Festsetzung dazu ist nicht geboten. 

3.4 Nebenanlagen und Stellplätze 
Festsetzungen zu Nebenanlagen oder Stellplätzen werden im Bebauungsplan nicht getroffen. Eine Re-
gelung von Nebenanlagen oder Stellplatzanlagen wird auf den Gemeinbedarfsflächen im Sinne einer 
planerischen Zurückhaltung nicht als erforderlich angesehen. Die Festsetzungen zum Maß der bauli-
chen Nutzung werden durch die textlichen Festsetzungen Nr. 1 und 2 so getroffen, dass alle erforder-
lichen Anlagen auf den beiden Flächen errichtet werden können. 
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3.5 Grünordnerische Festsetzungen 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet, der 
eines Ausgleichs bedarf (siehe Umweltbericht). Da für die Errichtung der beiden der Versorgung der 
Bürgerinnen und Bürger dienenden Einrichtung eine möglichst große Flexibilität bei der Umsetzung 
der Planung angestrebt wird, kann nur ein Teil des erforderlichen Ausgleichs innerhalb des Plangebiets 
erfolgen. Die im städtebaulichen Konzept vorgesehen Pflanzflächen im Norden, Osten und Süden wer-
den in der Planzeichnung als Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB mit einer Flächengröße von insgesamt ca. 2.520 m² festgesetzt 
(davon ca. 1.120 m² auf der Gemeinbedarfsfläche „Feuerwehr“ und ca. 1.400 m² auf der Gemeinbe-
darfsfläche „Rettungswache“), die als strukturreiche Gehölzflächen ausgebildet werden sollen. Die 
Ausgestaltung der Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
wird textlich festgesetzt. So sind je 50 m² Fläche ein gebietsheimischer Baum (dreimal verpflanzt und 
mit einem Stammumfang von 10 bis 12 cm) sowie 10 gebietsheimische Sträucher (zweimal verpflanzt 
und einer Höhe bei von 60-100 cm) zu pflanzen. 

Textliche Festsetzung Nr. 4: 
Die Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind als 
strukturreiche Gehölzflächen aus Bäumen und Sträuchern zu entwickeln. Je 50 m² sind ein ge-
bietsheimischer Baum der Qualität 3x verpflanzt, StU 10-12 cm sowie 10 gebietsheimische 
Sträucher der Qualität 2x verpflanzt, 60-100 cm anzupflanzen.  

Weitere Kompensationsmaßnahmen werden außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans er-
forderlich. Diese werden im weiteren Verfahren konkretisiert und ggfs. durch textliche Festsetzungen 
im Bebauungsplan gesichert. 

3.6 Hinweise 
In den Bebauungsplan werden zwei Hinweise zur Beachtung der Baumschutzsatzung und zum Umgang 
mit Bodenfunden aufgenommen. 

Baumschutzsatzung 
Für den vorhandenen Gehölzbestand innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist 
die Baumschutzsatzung der Gemeinde Wustermark zum Schutz von Bäumen, Hecken und 
Sträuchern (i.d.F. vom 08.11.2011) zu berücksichtigen. 

Bodenfunde 
Bei Erdarbeiten entdeckte Bodenfunde, wie z. B. Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 
und andere Funde, wie Scherben, Steingeräte, Skelettreste und dergleichen, sind nach § 19 Abs. 1 
und 2 BbgDSchG der Denkmalfachbehörde oder der Unteren Denkmalschutzbehörde des Land-
kreises anzuzeigen. Bis zum Eintreffen der zuständigen Mitarbeiter ist die Fundstelle zu sichern 
und mindestens 5 Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 19 Abs. 3 BbgDSchG). 

4. Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 
Die Abwägung der öffentlichen und privaten Belange folgt im weiteren Verfahren. 
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5. Flächenbilanz 
Fläche für Gemeinbedarf „Feuerwehr“ 6.700 m² 
Fläche für Gemeinbedarf „Rettungswache“ 4.130 m² 
Öffentliche Straßenverkehrsfläche 1.720 m² 

Geltungsbereich gesamt 12.550 m² 
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III. Umweltbericht 

1. Einleitung 
Der Umweltbericht wird für den Bebauungsplan nach der Anlage 1 zum BauGB erstellt. Im Rahmen der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wird der Umfang und die Tiefe 
des Umweltberichtes festgelegt. Weil es sich um einen „Angebots-Bebauungsplan“ handelt, können 
die Auswirkungen der Bau- und Betriebsphase nur bedingt erfasst und beurteilt werden. 

Der Umweltbericht nach § 2 Absatz 4 und § 2a Satz 2 Nummer 2 hat folgende Bestandteile: 

1. Eine Einleitung mit folgenden Angaben: 

a. Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans, einschließlich einer 
Beschreibung der Festsetzungen des Plans mit Angaben über Standorte, Art und Umfang so-
wie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben; 

b. Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Um-
weltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und der Art, wie diese Ziele und 
die Umweltbelange bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden; 

2. Eine Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen, die in der Umweltprüfung 
nach § 2 Absatz 4 Satz 1 ermittelt wurden; hierzu gehören folgende Angaben: 

a. eine Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzustands (Ba-
sisszenario), einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich 
beeinflusst werden, und eine Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzu-
stands bei Nichtdurchführung der Planung, soweit diese Entwicklung gegenüber dem Ba-
sisszenario mit zumutbarem Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformatio-
nen und wissenschaftlichen Erkenntnisse abgeschätzt werden kann; 

b. eine Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung; 
hierzu sind, soweit möglich, insbesondere die möglichen erheblichen Auswirkungen während 
der Bau- und Betriebsphase der geplanten Vorhaben auf die Belange nach § 1 Absatz 6 Num-
mer 7 Buchstabe a bis i zu beschreiben, unter anderem infolge 

a. des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorhaben, soweit relevant ein-
schließlich Abrissarbeiten, 

b. der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbar-
keit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist, 

c. der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, 
Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen, 

d. der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung, 
e. der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

(zum Beispiel durch Unfälle oder Katastrophen), 
f. der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete un-

ter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicher-
weise betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung von 
natürlichen Ressourcen, 

g. der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima (zum Beispiel Art und Aus-
maß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben ge-
genüber den Folgen des Klimawandels, 

h. der eingesetzten Techniken und Stoffe; 
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die Beschreibung nach Halbsatz 2 soll sich auf die direkten und die etwaigen indirekten, se-
kundären, kumulativen, grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristigen und langfristi-
gen, ständigen und vorübergehenden sowie positiven und negativen Auswirkungen der ge-
planten Vorhaben erstrecken; die Beschreibung nach Halbsatz 2 soll zudem den auf Ebene 
der Europäischen Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene festgelegten 
Umweltschutzzielen Rechnung tragen; 

c. eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen, mit denen festgestellte erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen vermieden, verhindert, verringert oder soweit möglich ausgeglichen 
werden sollen, sowie gegebenenfalls geplante Überwachungsmaßnahmen. In dieser Be-
schreibung ist zu erläutern, inwieweit erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
vermieden, verhindert, verringert oder ausgeglichen werden, wobei sowohl die Bauphase als 
auch die Betriebsphase abzudecken ist; 

d. in Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, wobei die Ziele und der räumli-
che Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind, und die Angabe der wesentli-
chen Gründe für die getroffene Wahl; 

e. eine Beschreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Absatz 6 Nummer 7 
Buchstabe j; zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen können die vorhandenen Ergebnisse 
anderer rechtlich vorgeschriebener Prüfungen genutzt werden; soweit angemessen, sollte 
diese Beschreibung Maßnahmen zur Verhinderung oder Verminderung der erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen solcher Ereignisse auf die Umwelt sowie Einzelheiten in Bezug auf 
die Bereitschafts- und vorgesehenen Bekämpfungsmaßnahmen für derartige Krisenfälle er-
fassen; 

3. Zusätzliche Angaben: 

a. Eine Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei 
der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der 
Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse, 

b. eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkun-
gen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt, 

c. eine allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben nach dieser An-
lage, 

d. eine Referenzliste der Quellen, die für die im Bericht enthaltenen Beschreibungen und Be-
wertungen herangezogen wurden. 

Der Vorentwurf des Umweltberichtes wird nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 3 Abs. 1 BauGB) sowie nach Durchführung der früh-
zeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 4 Abs. 1 BauGB) zum Entwurf qualifiziert. Zuerst sollen die 
eingehenden Hinweise zum Umfang und zum Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ausgewertet wer-
den.  

1.1 Anlass, Erfordernis und Ziele der Planung 
Siehe Kapitel I.1 „Gegenstand der Planung“ sowie Kapitel II.1 „Ziele und Zwecke der Planung“. 
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1.2 Bedarf an Grund und Boden 

Nutzungsart  
Fläche für Gemeinbedarf Zweckbestimmung „Feuerwehr“ 6.700 m² 
(davon Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft) 1.120 m² 
Fläche für Gemeinbedarf Zweckbestimmung „Rettungswache“ 4.130 m² 
(davon Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft) 1.400 m² 
Öffentliche Straßenverkehrsfläche 1.720 m² 

Geltungsbereich gesamt 12.550 m² 
 

1.3 Ziele des Umweltschutzes aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplanungen, 
die für den Bebauungsplan von Bedeutung sind, und die Art wie diese bei der 
Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden 

1.3.1 Fachgesetze 

Bauplanungsrecht 

Laut § 1 Abs. 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) sollen die Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Ver-
antwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt und eine dem Wohl der 
Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und 
das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll „mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden. 
Dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen 
die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenver-
siegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen“. 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB sind Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
(Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung zu berücksichtigen. Für Eingriffe, 
die bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren, ist gemäß § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB kein Ausgleich erforderlich. 

Nach § 2 Abs. 4 i.V.m. § 2a des BauGB ist die Umweltprüfung mit Umweltbericht obligatorischer Be-
standteil des Regelverfahrens für die Aufstellung von Bauleitplänen. Die Auswirkungen auf die Umwelt 
sowie die bewerteten Belange des Umweltschutzes sind im Umweltbericht nach der Anlage 1 zum 
BauGB darzulegen.  

Der Inhalt der Umweltprüfung wird u. a. durch § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB definiert, wonach z. B. folgende 
Kriterien zu prüfen sind: 

• Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-
füge zwischen ihnen sowie auf die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

• Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 
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• umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie auf die Be-
völkerung insgesamt, 

• umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter und 
• Wechselwirkungen zwischen den oben genannten Belangen. 

Berücksichtigung dieser Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 

Das Plangebiet liegt außerhalb europäischer oder nationaler Schutzgebiete. 

Die Ziele zum schonenden Umgang mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 2 BauGB sind mit der Inan-
spruchnahme einer ehemals landwirtschaftlich genutzten Fläche die bereits erschlossenen ist berück-
sichtigt, da die öffentliche Verkehrsflächen einschließlich einer Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr bereits vorhanden sind. Die rechtlichen Vorgaben nach § 1a Abs. 3 Satz 1 BauGB zur Vermeidung 
und zum Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der 
Leistungs‐ und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts werden dahingehend berücksichtigt werden, 
dass grnordnerische Festsetzungen zur dauerhaften und nachhaltigen Begrünung von Teilflächen in 
den Bebauungsplan aufgenommen werden. Die Bilanzierung der naturschutzrechtlichen Eingriffe er-
folgt im weiteren Verfahren nach den Hinweisen zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land 
Brandenburg (HVE). Grundlage der Eingriffsbilanz bildet die aktuelle planungsrechtliche Beurteilung 
des Plangebiets (Außenbereich). 

Naturschutzrecht 

Nach § 1 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit 
des Menschen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, dass die biologische Vielfalt, 
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regenerationsfähigkeit 
und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 
der Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Der Schutz umfasst auch die 
Pflege, die Entwicklung und die Wiederherstellung von Natur und Landschaft. 

Im Gesetz Brandenburgischen Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches 
Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) vom 25.09.2020 werden die Grundsätze des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege des BNatSchG ergänzt. Definiert werden insbesondere die Verfah-
rensvorschriften der Schutzgebietsverordnungen und Landschaftsplanung, die Regelungen der Zustän-
digkeiten und der Institutionen des Naturschutzes. Ergänzende Regelungen werden zu den gesetzlich 
geschützten Biotopen, dem Ökokonto, den Duldungspflichten oder den Mitwirkungsbefugnissen der 
Naturschutzverbände getroffen. 

Die §§ 14 bis 17 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) enthalten die Vorschriften zur Eingriffsregelung. 
Der Verursacher von Eingriffen ist verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu unterlassen. § 18 BNatSchG regelt das Verhältnis zum Baurecht. Sind aufgrund der Aufstel-
lung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist 
über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu 
entscheiden. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe 
bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren.  

Artenschutz 

In § 44 BNatSchG ist der Umgang mit besonders und streng geschützten Tier- und Pflanzenarten (§ 7 
Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG) geregelt. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist zu prüfen, ob 
die Zugriffsverbote des Absatzes 1 eingehalten werden können und eine unzulässige Beeinträchtigung 
von Individuen, der lokalen Population und der Fortpflanzungs- und Ruhestätten dieser Arten ausge-
schlossen werden kann. Zu beachten sind nationale und europäische Verordnungen und Richtlinien, 
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wie die Europäische Artenschutzverordnung, der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie sowie die Europäische 
Vogelschutz-Richtlinie.  

In Absatz 5 wird geregelt, dass bei Eingriffen, die nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder dem Bau-
gesetzbuch zulässig sind, nur die europarechtlich geschützten Arten (europäische Vogelarten und Ar-
ten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie) unter die Zugriffsverbote fallen. Konkret gelten die Zugriffsver-
bote unter folgenden Voraussetzungen: Sind FFH-Arten (Anhang IV), europäische Vogelarten oder Ar-
ten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgeführt sind, liegt ein 
Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Entnahme / Zerstörung von Lebensstätten) 
und infolgedessen gegen das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 (Verletzen, Töten, Entnahme von Entwicklungs-
formen) nicht vor, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in An-
hang IV der FFH‐Richtlinie aufgeführten Arten gilt dies entsprechend. 

Biotopschutz 

§ 30 Abs. 2 BNatSchG definiert die geschützten Biotoptypen und deren Schutzstatus. Handlungen, die 
zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope 
führen können, sind verboten.  

Wald im Sinne des §2 des Waldgesetzes Landes Brandenburg 

Die vom Vorhaben betroffenen Bäume (Fällung und Rodung zur Schaffung der Baufreiheit) können 
teilweise den Bestimmungen des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) unterliegen. Die 
Genehmigung zur Waldumwandlung bedarf gemäß § 8 LWaldG der vorherigen Genehmigung.  

Berücksichtigung dieser Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans berücksichtigen die Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes sowie 
des Brandenburgischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz insbesondere durch die In-
anspruchnahme bereits ehemals anthropogen genutzter und vorbelasteter Flächen, welche bereits er-
heblich und nachhaltig anthropogen überformt wurden.  

Es ist im weiteren Verfahren beabsichtigt, Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen als Grünfestset-
zungen in den Bebauungsplan aufzunehmen (vgl. Berücksichtigung der Ziele des Bauplanungsrechts). 
Die Bilanzierung der naturschutzrechtlichen Eingriffe wird nach den Hinweisen zur Bewertung und Bi-
lanzierung von Eingriffen im Land Brandenburg (HVE) erfolgen.  

Es werden weitere artenschutzfachliche Untersuchungen im Plangebiet erforderlich. Das Vorkommen 
der streng geschützten Zauneidechsen wird vermutet. Gleichfalls erfolgen Untersuchungen zum Vor-
kommen besonders und streng geschützter Europäischer Vogelarten. 

Bodenschutzrecht 

Zweck des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 31. August 2015 ist es, die Funktionen des Bodens nach-
haltig zu sichern oder wiederherzustellen. Dazu sind u. a. schädliche Bodenveränderungen abzuweh-
ren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und 
Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen zu treffen. Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktio-
nen sind so weit wie möglich zu vermeiden. Bezogen auf die Wirkungspfade Boden-Mensch, Boden-
Nutzpflanzen und Boden-Grundwasser enthält die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) definierte Maßnahmen-, Prüf- und Vorsorgewerte. 
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Berücksichtigung dieser Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 

Mit dem Bebauungsplan „Neue Feuerwache Elstal“ sollen die Ziele des Bodenschutzes insofern umge-
setzt werden, als im Rahmen der geplanten Bebauung ein sparsamer Umgang mit dem Boden sicher-
gestellt (vgl. Berücksichtigung der Ziele des Bauplanungsrechts) wird. 

Wasserrecht 

Durch das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) liegen auf Bundesebene einheitliche Vor-
gaben zur Bewirtschaftung der oberirdischen Gewässer, der Küstengewässer und des Grundwassers 
vor. Ziel und Zweck dieses Gesetzes ist eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung und der Schutz von 
Gewässern.  

In § 46 Abs. 2 WHG wird die Versickerung von auf den Grundstücken anfallendem Niederschlagswasser 
erlaubt. Im Brandenburgischen Wassergesetz (BbgWG) vom 4. Dezember 2017 werden die Regelungen 
des Wasserhaushaltsgesetzes präzisiert. Nach § 54 des BbgWG darf die Versiegelung des Bodens oder 
andere Beeinträchtigungen der Versickerung zur Grundwasserneubildung nur soweit erfolgen, wie 
dies unvermeidbar ist. Insbesondere sind Feuchtgebiete oder bedeutsame Grundwasseranreiche-
rungsgebiete von baulichen Anlagen freizuhalten, soweit nicht andere überwiegende Belange des 
Wohls der Allgemeinheit etwas anderes erfordern. Weiterhin ist Niederschlagswasser über die belebte 
Bodenschicht zu versickern, soweit eine Verunreinigung des Grundwassers nicht zu befürchten ist bzw. 
sonstige signifikante nachteiligen Auswirkungen auf das Grundwasser nicht zu erwarten sind. 

Berücksichtigung dieser Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 

Im Plangebiet stehen unversiegelte Freiflächen für eine dezentrale Niederschlagsversickerung zur Ver-
fügung.  

Immissionsschutzrecht 

Ziel des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vom 
17. Mai 2013, das zuletzt durch Gesetz vom 19. Oktober 2022 geändert wurde, ist es, Menschen, Tiere 
und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen solcher Umwelteinwirkungen vorzubeu-
gen. 

Für die Bauleitplanung legt § 50 BImSchG den Grundsatz fest, die für eine bestimmte Nutzung vorge-
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass die von schädlichen Immissionen hervorgerufenen 
Auswirkungen auf schutzwürdige Gebiete wie z. B. Wohnen soweit wie möglich vermieden werden. 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sieht insbesondere eine Vermeidung schädlicher Um-
welteinwirkungen auf die ausschließlich oder vorwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf 
sonstige schutzwürdige Gebiete vor und fordert in der 6. Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bun-
desimmissionsschutzgesetz (TA Lärm) den Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie deren Vorsorge. 

Die 39. BImSchV (Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen) enthält ein-
zuhaltende Grenzwerte für eine Reihe von Luftschadstoffen. Unter anderem sind hier die Regelungen 
für Feinstaub (PM10, PM2,5 und NO2) festgesetzt. Ziel ist die Verbesserung der Luftqualität. Für ge-
werbliche Anlagen sind die TA Luft (Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft) und TA Lärm (Tech-
nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm) maßgebend. 
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Berücksichtigung dieser Ziele und Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan wird die Zielsetzungen des Bundesimmissionsschutzgesetzes berücksichtigen. 

Zur Bestandsanalyse und zur Bewertung der Luftqualität liegt für das Bebauungsplanverfahren keine 
lufthygienische Untersuchung vor. Aufgrund der Lage des Plangebiets außerhalb relevanter Luftleit-
bahnen, Kalt- und Frischluftentstehungsgebieten sind voraussichtlich keine Maßnahmen zur Minde-
rung von Luftschadstoffimmissionen im Bebauungsplan erforderlich. 

1.3.2 Übergeordnete Fachpläne und relevante Gesetze 

Landschaftsplan  

Die Teillandschaftspläne der Gemeinde (damals Amt Wustermark), die fachplanerische Aussagen zur 
beabsichtigten Entwicklung von Natur und Landschaft treffen, wurden in den Jahren 1997 und 2000 
verabschiedet. Diese Planwerke wurden jedoch im Rahmen der darauffolgenden Flächennutzungs-
planaufstellung nicht nochmals als eigenständige Pläne aktualisiert. Stattdessen wurden sie direkt in 
den vorbereitenden Bauleitplan integriert. 

1.4 Festlegung des Untersuchungsrahmens 

1.4.1 Untersuchungsgegenstand und -umfang 

Der Untersuchungsgegenstand ist das Plangebiet des Bebauungsplans und die durch die Planung ver-
ursachten erheblichen Umweltauswirkungen.  

Hierbei sind insbesondere folgende Belange des Umweltschutzes zu berücksichtigen: 

• die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs-
gefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

• umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter, 
• Vermeidung von Emissionen,  
• die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 
• die Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele, 
• die Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes. 

1.4.2 Untersuchungsmethode 

Die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen des Bebauungsplans auf die Schutzgüter so-
wie ihre Wechselwirkungen werden in der Umweltprüfung verbal-argumentativ ermittelt, beschrieben 
und bewertet. Hierfür wird zunächst eine Situationsanalyse (Ist-Zustand / Beschreibung von Empfind-
lichkeiten) durchgeführt, um diese dann im weiteren Verfahren den zu erwartenden Umweltauswir-
kungen gegenüberzustellen. Aus der Gegenüberstellung im zweiten Schritt ergeben sich die zu erwar-
tenden Beeinträchtigungen für die einzelnen Schutzgüter. Aus diesen werden dann Empfehlungen zur 
Vermeidung und Minimierung der festgestellten erheblichen Umweltauswirkungen abgeleitet. 

Die Bewertung und Bilanzierung des Eingriffs in Natur und Landschaft erfolgt nach dem Regelwerk 
„Hinweise zur Eingriffsregelung im Land Brandenburg“ (HVE, Stand 2009). 

Für das gesamte Plangebiet des Bebauungsplans wurde durch jeweils eine Begehung im Sommer 2023 
auf der Grundlage der Anleitung zur Bewertung der Biotoptypen im Land Brandenburg sowie verfüg-
baren Luftbildkarten eine Biotoptypenkartierung durchgeführt.  
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1.5 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen 
Umweltzustands und erste Einschätzung der zu erwartenden Entwicklung 

Um die mit der Umsetzung der Planungsziele verbundenen Umweltauswirkungen möglichst umfas-
send einschätzen zu können, ist zunächst eine Bestandserfassung und Bewertung des Umweltzustands 
erforderlich. Nachfolgend werden die einzelnen Schutzgüter im Ausgangszustand beschrieben und be-
wertet.  

1.5.1 Internationale und nationale Schutzgebiete sowie geschützte Biotope 

Das Vorhaben befindet sich in keinem ausgewiesenen Schutzgebiet. Auch in unmittelbarer Nachbar-
schaft sind keine Schutzgebiete vorhanden. 

Abbildung 7: Internationale Schutzgebiete und nationale Schutzgebiete 

 
Quelle: Geoportal Brandenburg; bearbeitet 

1.5.2 Schutzgut Pflanzen, Tiere und die biologische Vielfalt 

Auf Grundlage der Begehung wurden folgende Biotoptypen erfasst: 

• Naturnaher Laubwald mit heimischen Baumarten mittlerer Standorte (Biotoptyp Nr. 08293) 
• Staudenfluren frischer nährstoffreicher Standorte, ruderalisierte Ausprägung mit spontanem 

Gehölzaufwuchs (Deckungsgrad 10-30%) (Biotoptyp Nr. 0514222) 
• Kleine Baumgruppe, heimische Baumarten (Biotoptyp Nr. 071531) 
• Sonstiger Solitärbaum, heimische Baumart (Biotoptyp Nr. 071521) 

Der Biotoptyp der mehr oder weniger geschlossenen Baumreihe heimischer Arten (Biotoptyp Nr. 
0714211) befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs, wird jedoch aufgrund der zu erwartenden 
Zufahrten von der Bahnhofstraße zu den Gemeinbedarfsflächen erfasst.  
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Abbildung 8: Biotoptypen im Plangebiet 

 
Quelle: eigene Darstellung 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ wird aktuell eine faunisti-
sche Kartierung erstellt. Die Ergebnisse werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

1.5.3 Schutzgut Boden 

Das Plangebiet ist naturräumlich der Großlandschaft Norddeutsches Tiefland zuzuordnen.  

Als Bodenarten kommen überwiegend Braunerden über Sand vor. Das Plangebiet ist vollständig 
(100 %) unversiegelt. 
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Abbildung 9: Bodenarten 

 
Quelle: Geoportal LBGR Brandenburg; bearbeitet 

1.5.4 Schutzgut Wasser 

Der natürliche Grundwasserabstand liegt mit > 7,5 Meter bis 10 Meter unter Gelände vergleichsweise 
tief. Aufgrund des hohen Flurabstands des Grundwassers gilt das ungedeckte Grundwasser im Plange-
biet auch bei vorwiegend sandigen Substraten als geschützt und weist keine erhöhte Empfindlichkeit 
gegenüber Schadstoffeinträgen auf. 

Abbildung 10: Oberflächengewässer / Grundwasserflurabstand 

 
Quelle: Auskunftsplattform Wasser des Landes Brandenburg; bearbeitet 
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1.5.5 Schutzgut Klima/Luft 

Das B-Plangebiet mit seinen Gehölz- und Offenlandflächen wirkt als bioklimatischer Ausgleichsraum 
für die unmittelbare Umgebung. Ruderale Brachen stellen Kaltluftentstehungsgebiete dar, während 
die Gehölzflächen im Geltungsbereich zu den Frischluftentstehungsgebieten zählen. 

Sie bilden zusammen mit den angrenzenden Brachflächen einen Übergangsbereich mit klimatischer 
Ausgleichswirkung für die höher versiegelten Flächen der Gemeinde Elstal. 

Abbildung 11: Offenlandfläche im Plangebiet 

 
Quelle: eigene Aufnahme vom 24.05.2023 

1.5.6 Schutzgut Landschaftsbild / Ortsbild / Erholung 

Das Erscheinungsbild des Plangebietes ist geprägt durch die unterschiedlichen Sukzessionsstadien.  

Nach den Kriterien der Vielfalt, der Eigenart und Natürlichkeit weisen die Ruderalflächen in unter-
schiedlichen Sukzessionsstadien sowie die Pionierwaldflächen eine mittlere Wertigkeit für das Land-
schaftsbild auf.  

1.5.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Mit dem Vorhandensein von bisher unentdeckten Bodendenkmalen ist zu rechnen.  

Baudenkmalpflegerische Belange sind durch das Planvorhaben nicht berührt. 

1.5.8 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit 

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch sind die Themen Erholung und Gesundheit der Bevölke-
rung von Belang.  
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Untersuchungsschwerpunkt zum Schutzgut Mensch und seiner Gesundheit werden die Lärmemissio-
nen aus der Umgebung (Verkehr auf der Bahnhofstraße) sowie der mit Realisierung der Planung ein-
hergehende Lärm (Feuerwache, Rettungsstelle) sein. Beides wird im weiteren Verfahren in Hinblick 
auf die weiter entfernt liegenden bewohnten Ortsteile zu betrachten sein. 

1.6 Wechselwirkungen 
Die Schutzgüter stehen untereinander in einem zusammenhängenden Wirkungsgefüge. Versiegelung 
führt z. B. zu einem Verlust natürlicher Bodenfunktionen wie der Fähigkeit zu Filterung, Pufferung und 
Abbau oder Umwandlung von Schadstoffen und gleichzeitig zu einem Lebensraumverlust für Tiere und 
Pflanzen. Der Verlust an Vegetation führt zu einem Lebensraumverlust für Tiere sowie zu einem Verlust 
Staub bindender Strukturen.  

Schutzgut  Wechselwirkung  
Mensch  alle anderen Schutzgüter bilden die Lebensgrundlage des Menschen  
Tier  abhängig von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung (Pflan-

zen, Biotope, Vernetzung, Boden und Wasser), anthropogene Nutzung als Be-
einträchtigung von Tieren und ihren Lebensräumen  

Pflanzen/ Bio-
tope  

abhängig von den abiotischen Standorteigenschaften (Boden, Wasserhaus-
halt) Bestandteil des Landschaftsbilds, Vernetzung, anthropogene Nutzung 
als Beeinträchtigung von Pflanzen und ihren Lebensräumen, aber auch Förde-
rung kultur‐ und pflegeabhängiger Arten  

Biologische 
Vielfalt  

abhängig von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung (Pflan-
zen, Biotope, Tiere, Vernetzung, Boden und Wasser, Klima), Vernetzung von 
Lebensräumen, anthropogene Nutzung als Beeinträchtigung von Tieren, Pflan-
zen und ihren Lebensräumen  

Fläche  abhängig von anthropogener Nutzung (z. B. Versiegelung) und Vorbelastung  
Boden  Bodeneigenschaften abhängig von geologischen, geomorphologischen, was-

serhaushaltlichen und vegetationskundlichen Verhältnissen, Lebensraum für 
Mensch, Tiere und Pflanzen, Einfluss auf Landschaftswasserhaushalt durch 
Grundwasserneubildung, Retention, (Grundwasserschutz),  
Vorbelastung durch anthropogene Nutzung (Versiegelung, Verdichtung, Stof-
feintrag)  

Wasser  Grundwasserneubildung abhängig von bodenkundlichen und nutzungsbezoge-
nen Faktoren, anthropogene Vorbelastung des Grundwassers durch Nutzung 
(Entnahme) und Stoffeintrag  

Klima/Luft  abhängig von anthropogener Nutzung (Versiegelung), Vegetation  
Landschaft  Erscheinung des Landschaftsbilds abhängig von anthropogener Nutzung, Ve-

getation, Boden, anthropogene Vorbelastung durch Bebauung  
Kultur‐ und 
sonstige Sach-
güter  

abhängig von kulturhistorischen Nutzungsformen und ihren Ausdrucksformen 
durch Bebauung und Landschaftsgestalt, zum Teil Lebensraum von Pflanzen 
und Tieren  

Natura 2000 
Gebiete  

anthropogene Nutzung als Beeinträchtigung von Erhaltungszielen und Schutz-
zwecken  

Aufgrund der zu erwartenden Neuversiegelung werden alle Schutzgüter betroffen sein. Wechselwir-
kungen, die aus den Beeinträchtigungen kumulativ hervor gehen, sind nicht zu erwarten. 



Gemeinde Wustermark, Ortsteil Elstal Vorentwurf 
Bebauungsplan E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ 12.10.2023 

29 

1.7 Auswirkungen der Planung auf Natur und Umwelt (Ausblick) 
Wie bereits in der Bestandserhebung dargestellt, ist das Plangebiet vollständig unversiegelt und ist 
durch eine fortschreitende Sukzession geprägt. Die ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen ha-
ben sich infolge des Brachfallens zu einem naturnahen Lebensraum entwickeln können. 

Die Inanspruchnahme von unbebauten Flächen für Bebauung/Versiegelung führt neben der vollstän-
digen bzw. weitgehenden Zerstörung von Bodenfunktionen und dem Verlust von Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere zu Beeinträchtigungen des örtlichen Wasserhaushaltes (Grundwasserneubildung, 
Retention) sowie des Standortklimas durch Verlust an Vegetation. Mit der Erhöhung der Nutzungsin-
tensität in Verbindung mit einem hohen Anteil an überbauten und vollversiegelten Flächen in der Ge-
meinbedarfsfläche sind alle biotischen und abiotischen Schutzgüter betroffen.  

Künftig werden die offenen Bodenflächen, mit ihren unterschiedlichen Vegetationsstadien und -arten 
einschließlich der sich angesiedelten Fauna zu einem großen Teil überplant. Der vorgesehene Nut-
zungswechsel bedeutet den Totalverlust der sich zwischenzeitlich entwickelnden Vegetation und 
Fauna sowie eine weitestgehende Versiegelung offener Bodenflächen. 

Infolgedessen kommt es zu einer zusätzlichen Versiegelung in einem Umfang von bis zu ca. 7.340 m2. 

Im weiteren Verfahren zum Bebauungsplan Nr. E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ wird die Eingriffsbilan-
zierung qualifiziert. Erforderlich wird der Schutzgut quantitative und qualitative Abgleich der Grünfest-
setzungen bzw. die Gegenüberstellung der im Bebauungsplan festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen. 

Neben den im Vorentwurf des Bebauungsplans enthaltenen Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des 
Plangebiets (Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft) werden 
weitere Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans erforderlich 
sein und im weiteren Verfahren im Bebauungsplan ergänzt. 
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IV. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

1. Auswirkungen auf ausgeübte Nutzungen 
Von den beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans sind keine negativen Auswirkungen auf 
ausgeübte Nutzungen innerhalb und außerhalb des Plangebiets zu erwarten. 

2. Gemeinbedarf und Wohnumfeld 
Von den beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans ist eine Verbesserung des Schutzes der 
Bevölkerung durch die Festsetzung von Gemeinbedarfsflächen „Feuerwehr“ und „Rettungswache“ zu 
erwarten.  

Auf das Wohnumfeld sind keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 

3. Verkehr 
Durch die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans ist keine erhebliche Verschlechterung 
der Verkehrsqualität in der Gemeinde Wustermark zu erwarten. Es werden keine signifikanten zusätz-
lichen Verkehrsmengen erzeugt. Durch die Festsetzung einer öffentlichen Straßenverkehrsfläche wird 
die Bahnhofstraße planungsrechtlich gesichert. 

4. Natur und Landschaft 
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet. 
Dieser Eingriff wird durch die Festsetzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen innerhalb und au-
ßerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans kompensiert. 

5. Haushaltsmäßige Auswirkungen 
Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 
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V. VERFAHREN 

1.1 Art des Verfahrens 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ wird im Standardverfahren 
mit Umweltprüfung aufgestellt.  

1.2 Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB 
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 28.02.2023 mit Beschluss-Nr. 31/2023 gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. E 48 „Neue Feuerwache Elstal“ mit paralleler 
Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen.  

1.3 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
Ausführungen folgen im weiteren Verfahren nach Durchführung des Beteiligungsschrittes. 

1.4 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und der Nachbargemeinden 
gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

Ausführungen folgen im weiteren Verfahren nach Durchführung des Beteiligungsschrittes. 

1.5 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Ausführungen folgen im weiteren Verfahren nach Durchführung des Beteiligungsschrittes. 

1.6 Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Ausführungen folgen im weiteren Verfahren nach Durchführung des Beteiligungsschrittes. 

1.7 Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
Ausführungen folgen nach erfolgtem Satzungsbeschluss. 
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VI. RECHTSGRUNDLAGEN 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist. 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzei-
chenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 88) geändert worden ist. 

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 2018 
(GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 5]). 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 
geändert worden ist. 

Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Natur-
schutzausführungsgesetz - BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 
[Nr. 21]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]). 
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